


F
rau Leuthard, als Vor-
steherin des Volkswirt-
schaftsdepartements
untersteht Ihnen das Bun-
desamt für Bildung und

Technologie, das BBT. Dort integriert
sind die Fachhochschulen. Anfang
Jahr hat das BBT eine Reihe von
Masterprogrammen gut geheissen.
Während Sie den Künsten – völlig
verständlich – alle Gesuche bewillig-
ten, kamen bei den Angewandten
Wissenschaften längst nicht alle
Programme durch. Es gab offenbar
Widerstand von denUniversitäten
und der ETH. Es scheint, die Fach-
hochschulen als Dritte Kraft in der
Bildungslandschaft haben gewisse
Akzeptanzprobleme.
Das sehe ich nicht so. Fachhoch-

schulen behaupten sich sehr gut. Sie
haben eine 10jährige Erfolgsgeschich-
te hinter sich. Die Wirtschaft schätzt
den Wert ihrer Ausbildungen und das
Interesse der Studierenden ist gross.
Ein Drittel der Studierenden geht in-
zwischen an eine Fachhochschule, da
kannmannicht vonAkzeptanzproble-
men sprechen.
Dass nicht alle Master genehmigt

wurden, hat nichts mit Widerstand zu
tun. Erstens gilt es zu erinnern, dass
der Bachelor der Regelabschluss sein
soll. Zweitenshabenwirnachgleichen,

27

[ Doris Leuthard ]

«Ein Master für jeden
ist nicht das Ziel»

Das offizielle
Bundesratsfoto
von 2006, auf-
genommen von
der Fachklasse
Fotografie
der Zürcher
Hochschule der
Künste. / Key

Punkte, auf die wir gestossen sind,
sind z.B. die Abgrenzung zum Wei-
terbildungsmaster, die Forschungs-
abstützung oder die Frage der Berufs-
qualifizierung, die auch beim Master
zwingend ist.

Erstaunlicherweise gab es sogar
im ParlamentWiderstand als es
imHerbst 2007 bei den Bildungs-
krediten für die Fachhochschulen
200Mio. Fr. strich, während die
andern Bildungsstätten grosszügig
versorgt werden. Nicht gerade ein
ermutigendes Zeichen. Das Parla-
ment scheint die Bedeutung der
Fachhochschulen zu ignorieren. Fehlt
den Fachhochschulen das nötige
Lobbying im Parlament?
Im Gegenteil: Die Bundespolitik hat

in den letzten Jahren die Reformen ak-
tiv unterstützt und viel dazu beigetra-
gen, dass die Fachhochschulen heute
da stehen, wo sie stehen. Sowurdendie
Beiträge an die Fachhochschulen für
die Periode 2008-2011 mit 7,8 % sogar
überdurchschnittlich erhöht. Dies ist
ein deutliches Zeichen der Wertschät-
zung. Nun gilt es die Gelder gezielt ein-
zusetzen und das Optimum herauszu-
holen.

strengen Kriterien geprüft, und sind
zum Schluss gekommen, dass nicht
alle Gesuche reif sind. Ich lege gros-
sen Wert darauf, dass die bewilligten
Studiengänge die qualitativen Anfor-
derungen erfüllenundunnötigeDop-
pelspurigkeiten verhindert werden.

Masterprogramme imBereich
Wirtschaft und Life Sciencewurden
besonders kritisch hinterfragt. Acht
von 19 Gesuchenwurden zurück-
gestellt. Sind diese Programme
unqualifiziert odermachen sie den
Universitäten oder der ETHKonkur-
renz?
Zunächst zu den Fakten: Wir haben

über 80 Mastergesuche geprüft. Der
grossenMehrheit konntenwir grünes
Licht fürdenStart imnächstenHerbst
gaben.Unter den verbleibendenhat es
solche, die die Voraussetzungen nicht
erfüllen. Andere müssen noch ver-
tiefter angeschaut werden und star-
ten später. Es lohnt sich, jetzt nichts zu
überstürzen, denn die Masterstufe ist
ja ein Novum für die Fachhochschu-
len.
Insgesamt haben die Fachhochschu-

len gut gearbeitet. Die Qualität der
Gesuche war hoch. Problematische
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Die Zuwachsraten an den
Fachhochschulen sind enorm.

Der Bund unterschätze den
Ansturm nicht, sagt die
zuständige Bundesrätin.

INTERVIEW:MARKUS GISLER
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dentenzahlen bis zu 20 Prozent
zu (z.B. an der ZHAWoder an der
FHNordwestschweiz). Der Trend
wird sich fortsetzen. Gleichzeitig
sindweder der Bund noch die
Kantone bereit, mehr Geld in die
Fachhochschulen zu stecken.
Wir orten ein Problem.
Die Zunahme der Studieren-

denzahlen ist eine der grossen
Herausforderungen, das ist rich-
tig. Da die Mittel limitiert sind,
haben wir Anstrengungen un-
ternommen, das Geld noch ef-
fizienter einzusetzen. Dies mit
Erfolg: Der Masterplan Fachhoch-
schulen, den wir mit den Kanto-
nen ins Leben gerufen haben, hat
sich als Instrument bewährt. Mit
gezielten Massnahmen ist es den
Fachhochschulen gelungen, die
Kosten pro Studienplatz deutlich
zu senken.

Die Zeit könnte kommen, wo die
Hochschulen gezwungen sein
werden, denNumerus Clausus
einzuführen. Die Befürworter
sagen, dieser würde die Spreu
vomWeizen trennen, Kritiker
finden, Bildungmüsse frei sein.
Wie stehen Sie zumNumerus
clausus?
Ichsage:Bildungmussattraktiv

undgrundsätzlich für alle,welche
die Anforderungen erfüllen, zu-
gänglich sein. Gleichzeitig muss
dieQualität stimmenunddasAn-
gebot finanzierbar sein. Auf der
Masterstufe ist Selektion ein The-
ma. In der Angebotsgestaltung, in
der Finanzierung und in der Zu-
lassungsfrage istmehr Flexibilität
gefragt. Dabei müssen Bund und
Kantone stets das Funktionieren
des ganzen Bildungssystems –
von der Berufsbildung bis zum
Master – imAuge behalten.

Macht es Ihnen nichtMühe zu
sehen, dass wir jährlich Tausen-
de von Phil-I-Studenten aus-
bildenmit häufig schwierigen
Berufsaussichten, während die
Wirtschaft und die Industrie die
benötigten Ingenieure und das
mittlere Kadermittlerweile in

DieMaster sind heute als Zu-
gabe für eine Elite der Fachhoch-
schulabsolventen gedacht. Man
rechnet, dass weniger als 20 Pro-
zent der Bachelor-Absolventen
einenMaster anhängen. Das
scheint konservativ gerechnet.
An der Hochschulemacht auch
(fast) jeder denMaster.
Ein Master für jeden ist nicht

das Ziel bei den Fachhochschulen.
BeiderBologna-Reformhabenwir
klar gesagt: Das frühere Studium
entspricht nach neuem System
einer Bachelor-Ausbildung. Nur
im Kunstbereich ist die Situation
anders. Wir müssen auf Top-Qua-
lität bei den Bachelorangeboten
setzen und verhindern, dass das

Fachhochschulstudium generell
länger wird. Bachelor-Abschlüsse
sind in der Wirtschaft gefragt
und bewegen sich sehr nah an
den Bedürfnissen der Praxis. Bei
den Masterangeboten muss die
Qualität stimmen. Und wir müs-
sen Sorge tragen, dass nicht Aus-
bildungen, die eigentlich in ein
Weiterbildungsgefäss gehören,
auf die neue Masterstufe verla-
gert werden und die öffentlichen
Finanzen zusätzlich belasten.

Was, wenn das Geld fürMaster-
programme fehlt?
DasVorgehenbeidenMasterbe-

willigungenhabenwir–auch,was
die Finanzen anbetrifft – mit den
Kantonen abgesprochen. Wir sind
uns einig, dass die Anzahl Master
nicht unkontrolliert anwachsen
darf und dass die Finanzierung
gesichert seinmuss. Daran halten
wir fest.

Die Fachhochschulen haben
einen gewaltigen Zulauf. Im
letztenHerbst nahmen die Stu-

«DieWeiter-
bildung darf nicht

einfach in die
Masterprogramme
verlagert werden.»
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Polen rekrutierenmuss.
Ja, es gibt leider Bereiche, wo uns der

Nachwuchs fehlt. Vor allem technische
Ausbildungen liegen nicht im Trend,
obwohl gerade hier die Perspektiven
gut sind. Vielleicht weil man sich ein
falschesBildvondiesenBerufenmacht.
Das dürfen wir nicht hinnehmen. Da-
mit unsere Wirtschaft in Zukunft die
benötigten Fachkräfte hat, müssen wir
in der Schule ansetzen: Naturwissen-
schaften müssen wieder mehr Platz
habenundattraktivvermitteltwerden.

Wir werden noch dieses Jahr Innovati-
onstage in Schulen lancieren und eine
nationale Technologie- und Innovati-
onskonferenz durchführen. 2008 ist
zudemdas Jahr der Informatik. Unaus-
geschöpftes Potenzial sehe ich noch
immer bei den Frauen: Es lohnt sich,
diese für die Wahl einer technischen
Ausbildung zumotivieren.

Es gibt viele Bildungsfachleute, die
finden, eine Ausbildung anUni,
ETH oder Fachhochschule sollte
nicht gratis sein. Nach demMotto,
was nichts kostet, ist nichtsWert.
Würdemit Studiengebühren nicht
bewusster studiert und gleichzeitig
Bund undKantone entlastet?
Ich glaube nicht, dass junge Men-

schen mit dieser Einstellung in ein
Studiumgehen. AnpassungenderGe-
bühren sind aber nicht tabu: So hat es
in den letzten Jahren eine moderate
Erhöhung gegeben. Damit konnte ein
gewisses Ungleichgewicht zwischen
den Hochschulen behoben werden.
Einen kompletten Systemwechsel bei
den Studiengebühren könnten wir
nur ins Auge fassen, wenn gleichzei-
tig die Frage der Stipendien gesamt-
schweizerisch geklärt wird.

Wir orten eine Diskrepanz in
der Strategie: Jeder junge Bürger
und jede Bürgerinweiss, dass die
Berufslehre imGrunde nichtmehr
reicht und eine guteWeiterbildung
zwingend ist, um beruflich Erfolg zu
haben. Gleichzeitig spart die Politik.
Einewirkliche Vorwärtsstrategie
in der Bildung fehlt. Eigentlich
bräuchte es eine Bildungsinitiative.
Diese Bildungsinitiative ist schon

angelaufen! Allen den Zugang zu ei-
ner Weiterbildung zu ermöglichen,
stand im Zentrum der Bildungsre-
formen der jüngsten Zeit. Dank Be-
rufsmaturität und Fachhochschulen
bieten sich heute auch mit einer Be-
rufslehre beste Karriereaussichten.
Alternativ dazu haben wir ein attrak-
tives Angebot in der höheren Berufs-
bildung. Dank Passerellen zwischen
den Ausbildungswegen kann jeder
den für ihn passenden Bildungsweg
verfolgen und seine beruflichen
Chancen verbessern. Ein anderes ak-
tuelles Thema ist die Anrechnung
von Wissen, das informell erworben
wurde, z.B. in Familie oder Freiwil-
ligenarbeit. Zudem arbeiten wir an
Analysen und Vorschlägen im Be-
reich derWeiterbildungmit dem Ziel,
dieQuote zu steigernundWegedafür
aufzuzeigen. Nur so ist die Schweiz
für die künftigenHerausforderungen
vorbereitet!

«Technische Aus-
bildungen liegen nicht
im Trend, obwohl die

Perspektiven gut sind.»

Vor bald zwei Jahren
ist die Aargauerin Doris
Leuthard zur Bundesrätin
gewählt worden. Zuvor sass
sie während sieben Jahren im
Nationalrat. Seit 2004 war sie
Präsidentin der CVP und hat
in dieser Funktion der Partei
zu neuem Profil verholfen.
Innerhalb der CVP zählt sie
zumwirtschaftsliberalen Flü-
gel. Die Juristin ist Inhaberin
eines Anwaltspatents. In der
Diskussion um die Umgestal-
tung der Aufgaben des Bun-
desrats plädierte Leuthard für
die Schaffung eines Bildungs-
departements. Heute sind die
FH imVolkswirtschafts- die
ETH und Uni im Departement
des Innern angesiedelt.

Die Chefin im
Eidg. Volkswirt-
schaftsdepartement
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